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Atommüll 
 

Probleme mit 
dem Atommüll 
 

Die Bundesregierung soll den 

Entwurf des Nationalen Ent-

sorgungsprogramms überarbei-

ten und den gesamten vorhan-

denen und künftigen Atom-

müll einbeziehen. Dem Schutz 

vor radioaktiver Strahlung 

müsse dabei oberste Priorität 

eingeräumt werden, fordert 

die Fraktion Die Linke im 

Deutschen Bundestag in ei-

nem Antrag (Drucksache 18/ 

5228 vom 17. Juni 2015). So 

müsse das Umdefinieren radio-

aktiver Abfälle in konventio-

nelle Abfälle und ihre unkon-

trollierte Verbreitung infolge 

einer großzügigen Freigabere-

gelung beendet werden. Au-

ßerdem sollte die Regierung 

einen „konsistenten Zeitplan“ 

für die Lagerung der abge-

brannten Brennelemente und 

Abfälle aus der Wiederaufar-

beitung erstellen. 

Damit ist die Kritik an der 

Freigabepraxis von Atommüll 

erstmals von einer Partei auf-

gegriffen worden, nachdem 

die massenhafte Freisetzung 

von Atommüll in die Umwelt 

von der früheren rot-grünen 

Bundesregierung in der Strah-

lenschutzverordnung geregelt 

worden war. Rund 95 Prozent 

der radioaktiven Materialien 

aus dem Abriß und Rückbau 

von Atomkraftwerken werden 

nicht end- oder zwischengela-

gert, sondern in großem Stil in 

konventionelle Abfälle umde-

finiert und dem Recycling und 

der Wiederverwendung zuge-

führt oder auf normalen 

Hausmülldeponien abgelagert. 

Nach Ansicht der Linksfrakti-

on werden die vorhandenen 

Probleme und ungelösten Fra-

gen im Umgang mit den radi-

oaktiven Abfällen im Entwurf 

des Nationalen Entsorgungs-

programms weitgehend aus-

geblendet. Bestehende Prob-

leme mit leckenden Atom-

müllfässern kämen darin eben-

so wenig vor wie Brennele-

mente-Zwischenlager ohne Ge-

nehmigung. Zudem seien die 

zeitlichen Prognosen für die 

Errichtung eines Abfalllagers 

für hochradioaktive Abfälle 

unrealistisch, wie auch die 

bisherigen Diskussionen in 

der so genannten Endlager-

Kommission des Bundestages 

zeigten.  

 
Hannover, 23. Oktober 2015 
 

Symposium 
Atommüllrecht 
 

Während der Bundestag mit 

seiner Kommission »Lage-

rung hochradioaktiver Abfäl-

le« diskutiert, wohin der haupt-

sächlich hochradioaktive Atom-

müll in vielen Jahrzehnten 

verbracht werden soll, wird 

gleichzeitig der Umgang mit 

Atommüll durch eine Vielzahl 

von Gesetzen, Verordnungen, 

Gerichts- und Verwaltungs-

verfahren präjudiziert. 

Im Rahmen eines Atommüll-

Rechtssymposiums am 23. Ok-

tober 2015 in Hannover wer-

den Praktikerinnen und Prak-

tiker die Entwicklungen in ein-

zelnen Bereichen beleuchten 

und bewerten. Veranstalter des 

Symposiums ist der Träger-

kreis Atommüllreport, eine Ar-

beitsgemeinschaft von acht Um-

weltverbänden, Fachgesellschaf-

ten und Bürgerinitiativen inklu-

sive Strahlentelex und Gesell-

schaft für Strahlenschutz e.V., 

in Kooperation mit Green-

peace. 

Themen sind die Auswirkun-

gen des EU-Rechts auf den 

nationalen Umgang mit Atom-

müll, das Nationale Entsorgungs-

programm und das Standort-

auswahlgesetz, die Rechtmä-

ßigkeit des Exports von radio-

aktiven Abfällen, die Konse-

quenzen aus dem Brunsbüttel-

Urteil, die Rechtsentwicklungen 

in den Stillegungsverfahren 

von Atomanlagen, Regelun-

gen im subgesetzlichen Raum 

(wie der Strahlenschutz) und 

Anforderungen an einen Rechts-

rahmen für den Atomausstieg 

und die Finanzierung der 

Atommüll-Lagerung. 

Symposium Atommüllrecht, 23. 

Oktober 2015, 10-18 Uhr, Rotati-

on, ver.di-höfe, Goseriede 10, 

30159 Hannover. Information, Kon-

takt und Anmeldung: Atommüll-

report, c/o Arbeitsgemeinschaft 

Schacht KONRAD e.V., Blecken-

stedter Str. 14a, 38239 Salzgitter, 

Ursula Schönberger, 

schoenberger@atommuellreport.de, 

www.atommuellreport.de   

 

Thomas Huk berichtete im 

Strahlentelex Nr. 682-683 

vom 4. Juni 2015 mit einer 

                                                  
* Dipl.-Ing. Ralf Kusmierz, Dr. 

Hagen Scherb, Helmholtz Zent-

rum München, Deutsches For-

schungszentrum für Gesundheit 

und Umwelt  (GmbH), Ingolstäd-

ter Landstr. 1, 85764 Neuherberg,   

ralf.kusmierz@helmholtz-muen 

chen.de  

bemerkenswerten Studie über 

eine Verschiebung des Ge-

schlechterverhältnisses in der 

Nähe der Braunschweiger 

Nuklearfirma Eckert & Zieg-

ler. Er diskutiert darin Litera-

turstellen, die sich mit Verän-

derungen des Geschlechter-

verhältnisses unter dem Ein-

fluß ionisierender Strahlung 

auseinandersetzen. Dabei zi-

tiert er einen „Letter to the 

Editor“ von M. Saadat, nach 

dem in der nordiranischen 

Stadt Ramsar trotz einer ho-

hen Radiumbelastung des 

Wassers, die zu einer Perso-

nendosis von 260 mSv/a füh-

ren soll, unter 7 591 Geburten 

ein unauffälliger Jungenanteil 

m/(m+f) von 51,1 Prozent 

vorliegt, der gegenüber Ver-

gleichswerten nicht verändert 

sei. Nicht angegeben ist, wie 

dieser Dosiswert zustande 

kommt und ob es sich dabei 

um Durchschnittsbelastungen 

oder einzelne Spitzenwerte 

handelt. 

Zunächst einmal ist anzumer-

ken, daß bei der Geburtenzahl 

7 591 das 95-%-Konfidenz-

intervall für das Geschlech-

terverhältnis m/f†=1,0450 

[0,9990, 1,0931] beträgt, also 

                                                  
† m=male, biolog. männlich; 

f=female, biolog. weiblich 

der (unbekannte) „wahre“ 

Wert des Geschlechterver-

hältnisses innerhalb dieses 

sehr breiten Vertrauensberei-

ches liegt und damit das 

Nichtvorliegen einer Verände-

rung nicht belegt ist. Aber 

selbst wenn die Annahme 

„Keine Änderung“ richtig ist, 

muß dieser Befund nicht im 

Widerspruch zu einem strah-

lungsbedingten Einfluß auf 

das Geschlechterverhältnis ste-

hen. Wir fanden abhängig von 

der Belastungsart zwei Typen 

von Anstiegen des Geschlech-

terverhältnisses nach ionisie-

render Bestrahlung: 

1. nach großflächigen radioak-

tiven Immissionen aus Nukle-

arunfällen und Rückständen 

von atmosphärischen Kernwaf-

fenexplosionen, 

und 

2. in der Umgebung kerntech-

nischer Anlagen. 

Epidemiologie 
 

Hinweise auf ein Effektmaximum 
bei verändertem Geschlechterver-
hältnis in der Umgebung kerntech-
nischer Anlagen 
 

Kommentar zum Beitrag „Verschiebung des 
Geschlechterverhältnisses in der Nähe der 
Braunschweiger Nuklearfirma Eckert & Ziegler“ 
 

Von Ralf Kusmierz und Hagen Scherb* 
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